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Anordnung 

über Staatsbegräbnisse und Staatsakte 
Vom 2. Juni 1966 


Aul Vorschlag der Bundesregierung- bestimme ich: 


I. 

Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die sich 
um das deutsche Volk hervorragend verdient ge¬ 
macht haben, kann von der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land ein Staatsbegräbnis gewährt werden. 


II. 

Neben oder an Stelle eines Staatsbegräbnisses 
kann zur Ehrung eines Verstorbenen ein Staatsakt 
angeordnet werden. 


III. 


Anordnungen nach I und II trifft der Bundes¬ 
präsident. 


IV. 


Die Durchführung von Staatsbegräbnissen und 
Staatsakten obliegt dem Bundesminister des Innern; 
für Mitglieder des Bundestages, des Bundesrates und 
des Bundesverfassungsgerichts kann der Bundes- 
präsident den Präsidenten dieser Verfassungsorgane 
die Durchführung übertragen. 


V. 

Staatsbegräbnisse und Staatsakte auf Grund lan- 
desreditlicher Anordnung bleiben unberührt. 


Bonn, den 2. Juni 1966 

Der Bundespräsident 
Lüb ke 


Der Bundeskanzler 
Ludwig Erhard 


Der Bundesminister des Innern 
Lücke 
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Verordnung 
über Räumungsfristen 

Vom 2. Juni 1966 


Aul Grund des Artikels I V § 5 des Zweiten Geset¬ 
zes zur Änderung mielrechtlichor Vorschriften vom 
14. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. 1 S. 457) verordnet die 
Bundesregierung: 

§ 1 

Die Räumungsfrist in den Fällen der §§ 721, 794a 
der Zivilprozeßordnung in der Fassung des Arti¬ 
kels II Nr. 5 und 6 des Zweiten Gesetzes zur Ände¬ 
rung mietrechtlicher Vorschriften vom 14. Juli 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 457) darf insgesamt nicht mehr 
als zwei Jahre betragen. Im übrigen bleiben die 
Vorschriften des § 721 Abs. 5 und des § 794 a Abs. 3 
der Zi vilprozeßordnung unberührt. 

§ 2 

(1) Unter den Voraussetzungen des Artikels IV 
§ 3 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung miet¬ 
rechtlicher Vorschriften kann eine Zwangsvollstrek¬ 
kung noch innerhalb von zwei Jahren, nachdem die 
§§ 30, 31 des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes 
vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389, 418), 
zuletzt geändert durch Artikel I § 2 des Gesetzes 
zur Änderung des Schlußtermins für den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über weitere Maß¬ 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 969), außer 
Kraft getreten oder unanwendbar geworden sind, 
nach Maßgabe des bisherigen Rechts einstweilen ein¬ 
gestellt werden. 


(2) Ein auf Grund der §§ 30, 31 des Wohnraum¬ 
bewirtschaftungsgesetzes gewährter Vollstreckungs¬ 
schutz endet spätestens nach Ablauf von zwei Jah¬ 
ren, nachdem diese Vorschriften außer Kraft getreten 
oder unanwendbar geworden sind. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel IV § 6 
Satz 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung miet¬ 
rechtlicher Vorschriften auch im Land Berlin. 

§ 4 

(1) Diese Verordnung tritt in Kraft: 

a) in den Gebieten, in denen das Mieterschutzgesetz 
nicht mehr anzuwenden ist, am Tage nach der 
Verkündung; 

b) in den Gebieten, in denen das Mieterschutzgesetz 
nach seinem. § 54 Abs. 2, 3 unanwendbar wird, 
mit dem Tage, von dem an das Mieterschutz¬ 
gesetz danach nicht mehr anzuwenden ist; 

c) im übrigen mit dem Außerkrafttreten des Mieter¬ 
schutzgesetzes. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. Juni 
1968 außer Kraft. Hierdurch werden vor diesem Zeit¬ 
punkt erlassene Entscheidungen über Räumungs- 
fristen nicht berührt. 


Bonn, den 2. Juni 1966 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 


Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Jaeger 


Für den Bundesminister 
für Wohnungswesen und Städtebau 
Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 
Hans Katzer 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgeselzbl. S. 23) wird aut folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hinge wiesen: 



Dalum und Bezeichnung der Verordnung 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 

Nr. vom 

Tag des 
Inkraft¬ 
tretens 

20. 5. 60 

Verordnung Nr. 14/66 über die Festsetzung von 
Entgelten für Verkehrsleistungen der Binnen¬ 
schi f fahr L 

100 28.5.66 

1.6. 66 

3. 5. 66 

Schiffcihrtpolizeiliehe Anordnung der Wasser- und 

Schi 1 fahrLsdircktion Kiel für die Schiffahrt auf der 

Stör 

100 28.5.66 

31.5. 66 

17. 5. 66 

Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Wahl, Amtszeit und Geschäftsführung des 
Obmannes in den zum Geschäftsbereich des Bun¬ 
des!« ini sters des Timern gehörenden Dienststellen 
im Ausland 

101 1.6.66 

1.2.66 

24, 5. 66 

Verordnung Nr. 15/66 über die Festsetzung von 
Entgelten für Verkehrsleistungen der Binnen¬ 
schiff a. Irrt 

101 1.6.66 

1.6. 66 

31.5. 66 

Verordnung FR Nr. 6/66 über die Aufhebung der 

Frei «Vorschriften für Kalkstickstoff-Düngemillel 

102 2.6.66 

3. 6. 66 

3. 5. 66 

Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Wahl, Amtszeit und Geschäftsführung des 
Obmannes der Beamten, Angestellten und Ar¬ 
beite-'r in den Dienststellen, Einheiten, Verbänden 
und Schulen der Bundeswehr im Ausland 

Bunde s g es ei z bl. Ul 2035-1-7 

102 2.6.66 

3. 6. 66 

3. 5. 66 

Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Wahl, Amtszeit und Geschäftsführung des 
Obmannes der Soldaten in den Auslandsdienst¬ 
stellen. der Bundeswehr, die nicht Einheiten, Ver¬ 
bände oder Schi den sind 

Bundesgeselzbl, Ui 2035-1-0 

102 2.6.66 

3. 6. 66 


Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 



die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 



Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 

Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache —* 



Nr. vom 

Seite 

18.5. 66 

Verordnung Nr. 55/66/EWG des Rates zur Ände¬ 
rung der Verordnung Nr. 55/65/EWG des Rates 
hinsichtlich der Mengen Cheddar-Käsc, die auf 
dem Markt der Mitgliedstaaten abgesetzt werden 
können 

92 23. 5. 66 

1421 

23. 5. 66 

Verordnung Nr. 56/66/EWG der Kommission zur 
Errechnung der Höchstbeträge der Erstattung bei 
der Ausfuhr von Milcherzeugnissen nach dritten 

Ländern und zur Aufhebung der Verordnungen 

Nr. 41/65/EWG und Nr. 42/65/EWG 

92 23. 5. 66 

1422 
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